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Abkehr von der Fünf-Meter-Regel
Landrat für geringere Mindestabstände bei Garage-Einfahrten

Von Thomas Gubler

Liestal. Garagen mit direkter Ausfahrt
auf die Strasse sollen nicht mehr unter
allen Umständen einen Mindestabstand
von fünf Metern zur Strassenlinie auf-
weisen müssen. Der Landrat hat sich
mit 39 zu 38 Stimmen für eine Locke-
rung der starren Regel gemäss Vor-
schlag der Regierung ausgesprochen
und gegen seine Bau- und Planungs-
kommission entschieden. Letztere
wollte keine Änderung vornehmen.
Eine Unterschreitung des Mindestab-
stands kann allerdings nur mit Zustim-
mung des Strasseneigentümers erfol-
gen, und die Verkehrssicherheit darf
dadurch nicht beeinträchtigt werden.

Die SVP unterstützte den auf eine
Motion von Rolf Richterich zurückge-
henden Vorschlag. Fraktionssprecher
Markus Meier argumentierte vor allem
mit der Notwendigkeit verdichteten
Bauens, das eine intensivere Bodennut-
zung erforderlich mache.

Nichts davon wissen wollten dage-
gen Sozialdemokraten und Grüne. «Die
Verkehrssicherheit muss vorgehen»,
sagte Christine Koch (SP). Es gebe
längst nicht überall Trottoirs entlang
von Quartierstrassen. Und Christoph
Frommherz (Grüne) gab zu bedenken,
dass durch eine direkte Ausfahrt auf die
Strasse der Langsamverkehr beein-
trächtigt werde. Zudem wandte
Frommherz ein, dass mit einer direkten
Ausfahrt der Abstellplatz wegfalle,
«sodass man gar nichts gewinnt».

Darüber hinaus wurde seitens der
Mitte-Parteien eingewandt, der Auf-
wand für die bewilligenden Behörden
würde mit einer Lockerung der
Abstandsregel grösser, was wiederum
bei der FDP auf Unverständnis stiess.

Bei der ausserordentlich knappen
Ausmarchung von gestern dürfte das
letzte Wort noch nicht gesprochen sein.
Der definitive Entscheid über die Locke-
rung fällt in der Schlussabstimmung
nach der zweiten Lesung.

Kommentar

Ein Nein wäre
katastrophal
Von Thomas Gubler

Kein Zweifel, nach der Fusions-
abstimmung ist beim Thema Zusam-
menarbeit etwas die Luft draussen.
Das heisst nicht, dass man gegen eine
solche wäre. Aber für eine spezielle
Kooperations-Initiative zerreisst sich
von der Mitte bis links niemand
mehr. Man hält sie schlicht für eine
Selbstverständlichkeit und behan-
delt sie entsprechend.
Diese Haltung ist gefährlich. Gleich-
gültigkeit könnte im Volk als Gering-
schätzung empfunden werden. Ein
Nein zur Initiative an der Urne aber
wäre eine Katastrophe. Allein schon
ein hoher Nein-Stimmen-Anteil
käme einer Brüskierung der Nach-
barn gleich. Abgesehen davon ist
Gysins Initiative auch gar nicht so
überflüssig, wie sie gestern teilweise
dargestellt wurde. Sie könnte nicht
nur zu einer Verbreiterung, sondern
auch zu einer Vertiefung der beste-
henden Partnerschaft führen. Und
sie bindet jene politischen Kreise ein,
die nach dem Nein zur Fusion am
liebsten die Zusammenarbeit auch
gleich infrage gestellt hätten.
thomas.gubler@baz.ch

Landrat sagt lustlos Ja
31 Landräte enthalten sich bei Gysins Initiative der Stimme

Von Thomas Gubler

Liestal. Mit der Ablehnung der Fusions
-Initiative am 28. September letzten
Jahres scheint auch das Thema Zusam-
menarbeit in der Baselbieter Politik
nicht mehr allererste Priorität zu
geniessen. Diesen Eindruck vermittelte
jedenfalls gestern der Landrat bei der
Behandlung der sogenannten Regio-
Kooperations-Initiative von alt FDP-Na-
tionalrat Hans Rudolf Gysin. Das im
Dezember 2013 mit 1750 gültigen
Unterschriften eingereichte Volksbe-
gehren, das vom früheren Direktor der
Wirtschaftskammer Baselland als Alter-
nativprogramm zur Fusions-Initiative

lanciert worden war, wurde gestern
dem Stimmvolk nur halbherzig zur
Annahme empfohlen. 47 Landrätinnen
und Landräte stimmten dafür, vier
dagegen, aber nicht weniger als 31 ent-
hielten sich der Stimme. Selbst in
Gysins FDP waren Enthaltungen zu ver-
zeichnen.

Ohne Wenn und Aber für die Regio-
Kooperations-Initiative, welche die
Zusammenarbeit auf die Kantone Aar-
gau, Solothurn und Jura, auf die
Gemeinden und auf das nahe Ausland
ausdehnen will, sprach sich nur die SVP
aus. Diese sah darin eine Grundlage für
die Weiterentwicklung des Baselbiets
zum Vollkanton, beziehungsweise zur
Erlangung eines zweiten Sitzes im Stän-
derat.

Anders die SP. «Was wir da diskutie-
ren, ist eine absolute Selbstverständ-

lichkeit», sagte Regula Meschberger
namens der SP-Fraktion. SP, Grüne,
aber auch die CVP waren zwar nicht
gegen Gysins Initiative, verhielten sich
ihr gegenüber aber insofern reserviert,
als sie sich mehrheitlich der Stimme
enthielten.

Nein zu Selbstverständlichkeiten
Klar dagegen war hingegen die

BDP/GLP-Fraktion. Felix Weber (BDP)
sprach von einer «völlig überflüssigen
Initiative». Und der Grünliberale Hans
Furer meinte: «Selbstverständlichkei-
ten gehören nicht in eine Verfassung.»
Wenn man etwas ins Grundgesetz
schreibe, dann sollte dies den Kanton
auch weiterbringen. Das sei hier aber
eindeutig nicht der Fall, sagte der Bott-
minger Jurist.

Hanspeter Weibel (SVP) hatte kein
Verständnis für die Argumente der ehe-
maligen Fusionsbefürworter. «Von der
Braut, um die man vor Kurzem noch
derart geworben hat, will man nun
plötzlich nichts mehr wissen», mokierte
sich Weibel.

Basel-Stadt geniesst Priorität
Sicherheitsdirektor Isaac Reber

(Grüne) und mit ihm der Regierungsrat
stimmten der Initiative zu. Das Begeh-
ren müsse aber pragmatisch umgesetzt
werden und sich auf realistische Ziele
beziehen, sagte Reber. So könne nicht
gemeint sein, dass man jeweils die
Gesetze mit den Partnerschaftskanto-
nen abgleiche. «Und sie darf das bishe-
rige Verhältnis zwischen Basel-Stadt
und Baselland nicht infrage stellen.»
Womit der amtierende Regierungsprä-
sident auch unmissverständlich klar-
machte, dass der Kanton Basel-Stadt in
der Zusammenarbeit weiterhin Priori-
tät geniesst.

Einstimmiges Signal
an die Adresse der SBB
Der Landrat bewilligt 3,5 Millionen Franken für die
Projektierung des Doppelspurausbaus im Laufental

Von Thomas Dähler

Liestal. Mit 77 zu null Stimmen geneh-
migte der Landrat gestern in Liestal den
Projektierungskredit für den Doppel-
spurausbau des Teilstücks Duggingen–
Grellingen der Bahnlinie Basel–Biel. Die
geplante Vorfinanzierung des Ausbaus
im Laufental sei überall auf breite
Zustimmung gestossen, erklärte Baudi-
rektorin Sabine Pegoraro.

Einzig die SBB würden sich zurzeit
noch immer schwertun damit. Sie sei
jedoch optimistisch, dass die Bundes-
bahnen im Rahmen der laufenden
Gespräche die Dringlichkeit einsehe
und in der Frage umstrittenen zusätzli-
chen Schnellzugsverbindung Basel–
Biel zur vollen Stunde ab 2021 einlenke.
Gemäss heutigem Stand lehnen die SBB
einen Ersatzzug für die auf die halbe
Stunde verschobene heutige Verbin-
dung in die Westschweiz ab.

Erster Schritt für 15-Minuten-Takt
Sämtliche Landräte, die sich gestern

zum Geschäft äusserten, sind nicht
bereit, während des Umbaus des Bahn-
hofs Lausanne ab 2021 eine Verschlech-
terung der Bahnverbindungen zwi-
schen Basel und Biel zu akzeptieren.
«Das dürfen wir uns nicht gefallen las-
sen», sagte Christof Hiltmann (FDP).
«Wir brauchen die Bahnverbindung für
die Wirtschaftsregion Basel», meinte
Felix Keller (CVP). Noch einen Schritt
weiter ging Christine Koch (SP): «Wir
müssen endlich die Grundlage für den
späteren 15-Minuten-Takt im Laufental
schaffen.» Auch für die Grünen ist die
Vorfinanzierung der Doppelspur Rich-
tung Laufen «ein erster Schritt hin zum
Viertelstundentakt».

Der rasche Ausbau eines ersten Teil-
stücks zwischen Duggingen und Grel-
lingen wird in der gesamten Region
nicht nur von allen möglichen Organi-
sationen gefordert. Er wird auch von
den Nachbarkantonen Basel-Stadt,
Solothurn und Jura finanziell unter-
stützt, die zusammen 1,3 Millionen
Franken an die Projektierung bei-
steuern.

SBB mangelt es an Rollmaterial
Dass die SBB mit ihrer Zusage einer

zweiten Schnellzugverbindung Basel–
Biel noch immer zögern, hat sach-
fremde Gründe: Es mangelt den SBB an
Rollmaterial. Die heutigen Intercity-
Neigezüge, die zwischen Basel und
Genf verkehren, möchten die SBB ab
2021 vorübergehend auf der Linie
Zürich–München einsetzen, wo die
Bahn von mehreren Busunternehmen
konkurrenziert wird.

Der Doppelspurausbau im Laufental
wurde vom Bund für die erste Ausbau-
tranche des Fabi-Programms bis 2025
nicht berücksichtigt. Mit der geplanten
Vorfinanzierung korrigiert der Kanton
Baselland diesen Entscheid. Ziel ist es,
den Bund dazu zu bewegen, die Laufen-
tal-Linie im nächsten Ausbauschritt zu
berücksichtigen. National- und Stände-
rat beschliessen darüber voraussicht-
lich 2019.

Gestern hat der Landrat in einem
ersten Schritt grünes Licht für die Pro-
jektierung gegeben, In der zweiten
Hälfte 2016 soll das Bauprojekt folgen.
Die Vorfinanzierung ist ein deutliches
Zeichen an die Behörden und das Parla-
ment in Bern, dass die Region Basel die
Bahnverbindung in die Westschweiz
aufwerten möchte.

Landrat will weiterhin über Standorte entscheiden
Die parlamentarische Initiative der Grünen wurde trotz Unterstützung der Regierung abgelehnt

Von Alessandra Paone

Liestal. Eine hitzige Debatte, teilweise
grenzwertige Voten, rote Köpfe. Mehr
konnten die Baselbieter Grünen gestern
im Kantonsparlament bei der Diskus-
sion um die Spitalstandorte nicht errei-
chen. Der Landrat lehnte ihre parla-
mentarische Initiative mit 44 zu 30
Stimmen bei 6 Enthaltungen ab. Er will
auch künftig mitentscheiden können,
welche Standorte das Kantonsspital
Baselland (KSBL) führt. Der entspre-
chende Mitsprache-Artikel wird vorerst
nicht aus dem Spitalgesetz gestrichen.

Die Grünen versuchten mit allen
Mitteln, ihre Kollegen zu überzeugen.
Baselland befinde sich schon seit Länge-
rem auf dem Holzweg, sagte Fraktions-
sprecher Klaus Kirchmayr. Dies könne
nun, wenn auch spät, geändert werden.
Er wies auf den Wettbewerb hin, dem
die Spitäler ausgesetzt sind. Sie seien
zunehmend zu Kooperationen gezwun-
gen und suchten laufend nach Möglich-
keiten, Synergien zu nutzen und für die
Patienten attraktiver zu werden. «Die
Patienten gehen dorthin, wo sie die bes-
seren Leistungen erhalten.»

Sogar Philipp Schoch, der als KSBL-
Mitarbeiter bei Spitalfragen eher
zurückhaltend ist, ergriff das Wort:
«Der Markt ist stürmisch und die Kon-
kurrenz nützt die Situation gnadenlos
aus.» Das KSBL brauche deshalb unbe-
dingt mehr Spielraum, damit es schnel-
ler und flexibler auf Veränderungen
reagieren könne, doppelte Rahel Bänzi-
ger nach. Die Grüne verwies zudem
darauf, dass die Arbeitsplätze anders als
von den Gewerkschaften befürchtet,
längerfristig gesichert werden könnten.
Unterstützung erhielten die Grünen von
der Regierung. Gesundheitsdirektor
Thomas Weber (SVP) forderte die Land-
räte auf, langfristig und über den Wahl-
termin vom 8. Februar hinaus zu den-
ken. Vergebens.

Vor allem die SP wehrte sich vehe-
ment gegen die Entmachtung des Parla-
ments. Nachdem die Spitäler 2012 ver-
selbstständigt worden seien, befinde
man sich heute vor einem Scherben-
haufen, sagte Andreas Giger: KSBL-
CEO Heinz Schneider sei entlassen wor-
den, der Verwaltungspräsident Dieter

Völlmin habe unter Druck den Hut
genommen, am Standort Bruderholz
hätten sämtliche Ärzte gekündigt und
die Anzahl Patienten sei geschrumpft.
Und jetzt wolle man auch noch die
letzte politische Entscheidungsmög-
lichkeit aus der Hand geben. «Das wäre
eine kollektive politische Bankrotterklä-
rung», sagte der Gewerkschafter.

GLP und EVP dafür
Dass die parlamentarische Initiative

die Sozialdemokraten als bekannte
Gegner der Spitalauslagerung nicht zu
begeistern vermochte, war zu erwarten.
Hingegen überraschte die ablehnende
Haltung der Freisinnigen doch sehr, die
sich stets für mehr Liberalismus stark-
machen. Dies verleitete denn auch den
Grünliberalen Gerhard Schafroth zu
folgender Aussage: «Es ist schon
komisch, dass ausgerechnet die Grünen
die Liberalen von einer liberaler Lösung
überzeugen müssen.»

FDP-Landrat und Wirtschaftskam-
merdirektor Christoph Buser begrün-
dete die Zurückhaltung seiner Fraktion

vor allem damit, dass der Landrat bei
einem Verlust des Mitspracherechts nur
noch über Kredite befinden könne.
Zwar sehe er ein, dass dadurch der
Spielraum des KSBL eingeschränkt
werde. Er könne dennoch nicht zulas-
sen, dass eine Person, nämlich der
zuständige Gesundheitsdirektor, alleine
die Verantwortung trage.

Buser brachte noch die Idee ein,
dass dem Parlament bei der Eigentü-
merstrategie des Kantons für das KSBL
ein Vetorecht eingeräumt werden
könnte. Eine Idee, die bei den Grünen
durchaus Anklang fand. Am Ende ent-
schied sich Buser doch gegen die Über-
weisung der Initiative. Er warf den Grü-
nen zudem indirekt vor, mit ihrem
Begehren die Schliessung des Bruder-
holzspitals anstreben zu wollen.

Geschlossen mit den Grünen stimm-
ten nur die EVP und die Grünliberalen.
Bei der SP konnte sich nur gerade Ruedi
Brassel für die Streichung des Artikels
erwärmen. Die SVP war in dieser Frage
gespalten, FDP und CVP bis auf verein-
zelte Enthaltungen klar dagegen.

Nachrichten

Lucia Mikeler Knaack
neu im Landrat
Liestal. Als neues Mitglied des Land-
rats wurde am Donnerstag Lucia
Mikeler Knaack (SP) aus Binningen ver-
eidigt. Die 56-Jährige ersetzt Marc
Joset, der auf Ende letzten Jahres aus
dem Kantonsparlament ausgeschieden
ist. Die neue Landrätin wird Mitglied
der Volkswirtschaft und Gesundheits-
kommission (VGK).

Landrat privatisiert
die Fernwärmenetze
Liestal. Die kantonalen Fernwärme-
netze in Liestal und Muttenz sollen
verkauft werden. Der Landrat hat ges-
tern den entsprechenden Beschluss
ohne Gegenstimme mit 73 Stimmen
bei vier Enthaltungen gefasst. Der Ver-
kauf soll einen Ausbau der Anlagen
ermöglichen, womit eine Verbesserung
der Wirtschaftlichkeit angestrebt wird.
Der Wärmeverbund von Muttenz

schreibt schwarze Zahlen, derjenige
von Liestal hingegen ist defizitär. Im
Übrigen war der Landrat der Auffas-
sung, dass der Fernwärmebetrieb
keine Staatsaufgabe sei.

Nein zu Werbeverbot für
sexuelleDienstleistungen
Liestal. Mit 31 Nein- zu 26 Ja-Stim-
men hat es der Landrat abgelehnt, eine
Motion von Sara Fritz (EVP) für ein Ver-
bot von Werbung für sexuelle Dienst-
leistungen zu überweisen. Konkret ver-
langt wurde die Schaffung einer
gesetzlichen Grundlage für ein Verbot
der entsprechenden Plakatwerbung
auf öffentlichem Grund. Unterstützt
wurde die Motion von Teilen der SP
und der Grünen, während FDP, SVP,
aber auch die CVP das Begehren
ablehnten. Die Gegner argumentierten
mit der Handels- und Gewerbefreiheit
sowie mit der Unverhältnismässigkeit
und Wirkungslosigkeit eines solchen
Verbots.

In Gefahr. Dem Bruderholzspital laufen nicht nur die Ärzte, sondern auch die
Patienten davon.  Foto Michael Koller
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